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Manifest zur Steuer- und Finanzplatzpolitik der Schweiz 

 

Kein Schutz mehr für Steuerflucht! 

 

Renommierte Wissenschafter im Netzwerk “kontrapunkt” 

fordern vom Bundesrat mehr internationale Kooperationsbe-

reitschaft beim Kampf gegen die Steuerflucht. „Der Sonntag“ 

publiziert das Manifest. 
 

 

Von Philippe Mastronardi, Peter Ulrich und Jean-Daniel Delley 

 

 

ie im Netzwerk „kontrapunkt“ vereinigten, hier als erste 

unterzeichnenden Wissenschafterinnen und Universitäts-

lehrer sind besorgt über den internationalen Ansehens-

verlust und die wachsende Isolation der Schweiz wegen 

ihrer zögerlichen Haltung in der Bekämpfung der Steuerflucht. Sie 

fordern einen Perspektivenwechsel der Politik zugunsten der Steuer-

ehrlichkeit sowohl gegenüber dem Ausland als auch im Inland. 

 

Seit Jahren steht die Schweiz wegen ihrer mangelnden Kooperations-

bereitschaft im Kampf gegen die Steuerflucht unter dem Druck multi-
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lateraler Behörden wie der OECD und auch befreundeter Regierungen. 

Sie reagiert fast immer verspätet auf legitime ausländische Forderun-

gen nach verschärften Bekämpfungsmassnahmen – und daher meis-

tens ohne tragfähige Konzeption. Mal für Mal handelt sich unser Land 

neuen Reputationsschaden ein.  

 Heute steht die schweizerische Wirtschaftsdiplomatie internatio-

nal mit dem Rücken zur Wand. Die allzu lange dauernde Rücksicht-

nahme auf Banken, die ihr Geschäftsmodell unter anderem auf die 

passive oder sogar aktive Beihilfe zur Steuerhinterziehung und damit 

zur Prellung ausländischer Staaten ausgerichtet haben, hat uns aus-

senpolitisch in die Sackgasse geführt. 

 Alle Entwicklungen in der angelsächsischen und europäischen 

Besteuerungspraxis laufen auf einen grenzüberschreitenden, quasi-

automatischen Austausch von steuerlich relevanten Bankdaten hinaus. 

Sonderzüglein, die den Missbrauch des Bankgeheimnisses zur Nicht-

deklaration von Einkommen und Vermögen gegenüber autorisierten 

ausländischen und inländischen Steuerbehörden weiterhin tolerieren 

wollen, landen auf dem Abstellgleis.  

 

Der Verlust an Vertrauen in die Banken ist längst so gross, dass das 

von Privatbanken lancierte und vom Bundesrat übernommene Modell 

einer Abgeltungssteuer international nur von wenigen Staaten akzep-

tiert wird. Inzwischen wird es daher selbst von der Vereinigung 

Schweizerischer Privatbankiers und weiteren Persönlichkeiten des Fi-

nanzplatzes wieder in Frage gestellt. Es kann höchstens für die Ab-

wicklung der Ansprüche aus der Vergangenheit dienen.  
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 Auch das bisher verfolgte Modell einer „Weissgeldstrategie“ ist 

keine zukunftstaugliche Lösung, denn es macht die Banken zu Steuer-

kontrolleuren und wird vom Ausland nicht als gleichwertig zum 

Bankdatenaustausch akzeptiert. Der Grundsatz des internationalen In-

formationsaustausches zwischen befreundeten Rechtsstaaten wird sich 

allen Indizien zufolge in der OECD (deren Mitglied die Schweiz ja ist) 

in absehbarer Zeit durchsetzen.  

 Dafür gibt es gute Gründe: Ein fairer, d.h. chancengleicher und 

auf wirtschaftlicher Leistung beruhender globaler Standortwettbewerb 

erfordert die Einhaltung internationaler Spielregeln. Dazu gehört zwei-

fellos der koordinierte Kampf gegen die Steuerflucht und gegen Steu-

eroasen. Denn die Protektion von Steuerhinterziehern durch einzelne 

Staaten  

� verletzt die Grundsätze der vollständigen Erfassung und 

gleichmässigen Belastung des Steuersubstrats auf Kosten der ehr-

lichen Steuerzahler (Gerechtigkeitsaspekt); 

� verzerrt den leistungsorientierten Standortwettbewerb und er-

schwert damit die strukturelle Gesundung der krisengeschüttel-

ten Volkswirtschaften (wettbewerbspolitischer Aspekt); 

� unterhöhlt die Steuerbasis der Staaten, die  wohl noch auf viele 

Jahre hinaus finanzpolitisch unter der Bankenkrise und den nöti-

gen Sanierungsmassnahmen leiden (fiskalpolitischer Aspekt); 

� missachtet die steuerliche Souveränität anderer Staaten (völker-

rechtlicher Aspekt). 

 Die Souveränität der Schweiz ist ein Gut von höchstem Wert. 

Wir können aber nicht einseitig auf die Souveränitätsrechte unseres 

Landes pochen ohne die gleiche Souveränität aller anderen Rechtsstaa-
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ten anzuerkennen. Gerade die Souveränität der Schweiz als Kleinstaat 

beruht allein auf dem Prinzip der gleichberechtigten Anerkennung al-

ler Staaten untereinander.  

 Dieses Prinzip verletzt die Schweiz seit Jahrzehnten: Mit der Un-

terscheidung von Steuerhinterziehung und Steuerbetrug (und der Be-

schränkung der internationalen Rechtshilfe auf Letzteren) unterläuft 

sie die Steuerautonomie anderer Staaten, indem sie steuerflüchtigem 

Kapital „Finanzasyl“ bietet. Dadurch sowie durch weitere unfaire An-

reize, namentlich die Steuerprivilegien für ausländische Holdingge-

sellschaften, wird systematisch Steuersubstrat fremder Staaten abge-

schöpft. Statt international bei der Bekämpfung der Steuerflucht zu 

kooperieren, hat die Schweiz der Steuerflucht bisher in höchst eigen-

nütziger Weise Vorschub geleistet.  

 

Aus all diesen Gründen halten wir den internationalen Druck auf eine 

grenzüberschreitende Kooperation gegen Steuerflucht und andere un-

faire Steuerpraktiken für legitim. Die Schweiz sollte dies öffentlich an-

erkennen und den Standpunkt der Steuerehrlichkeit zur massgeben-

den Perspektive ihrer künftigen Politik in Steuersachen machen. Erst 

dieser grundsätzliche Perspektivenwechsel wird uns gestatten, von 

den anderen Staaten Gegenrecht zu verlangen. 

 Wir sind uns bewusst, dass ein solcher Perspektivenwechsel eine 

enorme Herausforderung für unser Land bedeutet. Es muss ord-

nungspolitisch sichergestellt werden, dass alle Banken unverzüglich 

eine korrekte Praxis im Umgang mit steuerrelevanten Geschäften um-

setzen. Daran führt kein Weg vorbei, selbst wenn das möglicherweise 

mit Einnahmeausfällen der öffentlichen Hand verbunden ist. 
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Der Bundesrat sollte deshalb rasch den Schritt zur vorbehaltlosen in-

ternationalen Kooperation in allen Steuerfragen vollziehen und insbe-

sondere einen automatisierten Bankdatenaustausch mit Rechtsstaaten 

in geeigneter Form anstreben.  Ein solcher Entscheid hat jetzt aus eige-

ner Initiative zu erfolgen und nicht erst dann, wenn die Schweiz durch 

die internationale Gemeinschaft erneut unter Zugzwang gesetzt wird. 

Die öffentliche Aufforderung zum Nachdenken über Alternativen zur 

bisherigen Abwehrstrategie durch Frau Bundesrätin Eveline Widmer-

Schlumpf und die von ihr geplante Taskforce zur Erarbeitung einer 

Gesamtlösung aller hängigen Steuerprobleme sind erste notwendige 

Schritte.   

 Der Grundsatz der Steuerehrlichkeit ist freilich unteilbar. Er 

muss im Inland ebenso gelten wie gegenüber dem Ausland. Der 

Rechtsstaat muss Steuerehrlichkeit von den Steuerpflichtigen im In-

land ebenso einfordern wie von Personen mit ausländischem Wohn-

sitz. Das bedeutet keine generelle Aufhebung des Bankgeheimnisses! 

Das Bankgeheimnis bleibt ein elementarer Teil des Persönlichkeits-

schutzes im Verhältnis von Bürger zu Bürger und vom Bürger zu den 

Wirtschaftsmächten. Doch darf es – auch im Inland – nicht länger ge-

genüber zuständigen Steuerbehörden gelten. Daher sind jede Bank 

und jeder Vermögensverwalter gegenüber der jeweils zuständigen 

Steuerbehörde genauso zur Auskunft zu verpflichten, wie es jeder Ar-

beitgeber und Arbeitnehmer gegenüber dem Steueramt mit dem 

Lohnausweis bereits jetzt ist. Bankdatenausweis und Lohnausweis 

müssen gleichgestellt werden. 
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Die Unterzeichnenden fordern den Bundesrat auf, rasch die nötigen 

Schritte zur Einführung eines Bankdatenaustauschs zu Steuerzwecken 

sowohl im Ausland wie im Inland bekannt zu geben. Es gilt unser 

Haus in Sachen Steuerflucht und Steuerhinterziehung in Ordnung zu 

bringen und so die derzeit lädierte Achtung der Schweiz als verant-

wortungsbewusstes Mitglied der Staatengemeinschaft wiederherzu-

stellen. 
 

Mehr Informationen zum Thema im Internet auf www.rat-kontrapunkt.ch 

 

---------------------------------------------------------------------------------------------- 

Sie stehen hinter dem Manifest: Die erstunterzeichnenden Wissenschafter und 

Universitätslehrer des Netzwerks „kontrapunkt“ 

 

Gabriella Bardin Arigoni, Politologin, Universität der italienischen Schweiz; Prof. em. Dr. Beat Bür-

genmeier, Volkswirtschaftler, Universität Genf; Prof. Dr. Marc Chesney, Finanzwissenschaftler, 

Universität Zürich; Prof. em. Dr. Jean-Daniel Delley, Politikwissenschaftler, Universität Genf; Dr. 

Peter Hablützel, Historiker, Bern; Dr. Dr. h.c. Gret Haller, Staatsrechtlerin, Universität Frankfurt am 

Main; Prof. Dr. Kurt Imhof, Soziologe, Universität Zürich; Prof. em. Dr. René Levy, Soziologe, Uni-

versität Lausanne; Prof. em. Dr. Philippe Mastronardi, Öffentlichrechtler, Universität St. Gallen; 

Prof. em. Dr. Hans-Balz Peter, Sozialethiker und Sozialökonom, Universität Bern, Dr. oec. HSG 

Gudrun Sander, Betriebswirtschaftlerin, Universität St. Gallen; Prof. Dr. Franz Schultheis, Soziolo-

ge, Universität St. Gallen; Prof. em. Dr. Dr. h.c. Beat Sitter-Liver, Philosophischer Ethiker, Universi-

tät Freiburg (Schweiz); Prof. Dr. Christoph Stückelberger, Wirtschaftsethiker, Universität Basel; Dr. 

h.c. Rudolf H. Strahm, Volkswirtschaftler, Herrenschwanden; Prof. em. Dr. Peter Ulrich, Wirt-

schaftsethiker, Universität St. Gallen; Prof. em. Dr. Mario von Cranach, Psychologe, Universität 

Bern; Prof. em. Dr. Karl Weber, Soziologe, Universität Bern; Prof. Dr. phil. Theo Wehner, ETH Zü-

rich, Organisations- und Arbeitspsychologe (ZOA), Zürich; Daniel Wiener, MAS-Kulturmanager, 

Basel, Liliana Winkelmann, M.A., Volkswirtschaftlerin, Universität Zürich.  

---------------------------------------------------------------------------------------------- 

Wer dieses Manifest unterstützen will, kann es auf der Website von kontrapunkt 

mitunterzeichnen:  http://www.rat-kontrapunkt.ch/  


